
 
„Wir haben Grund zur Zuversicht.“ So eröffnete unser Kanzler 

Olaf Scholz seine Rede beim Landesparteitag in Friedrichshafen 

am vergangenen Wochenende. Ein Satz, der angesichts von Kli-

mawandel, Angriffskrieg auf die Ukraine, Energiekrise und Infla-

tion wohl eher überrascht hat.  

So vieles wühlt die Menschen gerade auf. Was wird mit dem 

Frieden in Europa, in der Welt? Werden wir diesen Winter frie-

ren müssen oder im Dunkeln sitzen? Behält unser Geld seinen 

Wert? Werden wir uns die Miete weiterhin leisten können? Die-

se Sorgen treiben vor allem junge Menschen um. Zu diesem Er-

gebnis kommt die jüngst veröffentlichte Studie „Jugend in 

Deutschland“, in der 14- bis 29-Jährige zu ihrer aktuellen Le-

benssituation befragt wurden. Auf Platz eins der Themen, die sie 

besonders beunruhigen, steht im Moment die Inflation, gefolgt 

vom Krieg in Europa und dem Klimawandel. Und dennoch ist die 

junge Generation mit ihrer persönlichen Situation zufrieden – 

auch das ist ein Ergebnis der Studie. Es gibt also ein Vertrauen in 

die Leistungsfähigkeit des Staates und ein Bewusstsein dafür, 

dass es uns, verglichen mit anderen Ländern in der Welt, relativ 

gut geht. 

Hat Olaf Scholz also Recht? Haben wir Grund zur Zuversicht? Ich 

finde, ja! Denn in dieser krisengeschüttelten Zeit zeigen Demo-

kratie und Rechtsstaat ihre wahre Stärke und es ist gut, dass die 

SPD am Ruder ist. Wir tun, was möglich ist. Die Regierung hat 

zahlreiche Maßnahmen auf den Weg gebracht, sowohl kurzfristi-

ge Hilfen als auch langfristige Unterstützung für die Bürgerinnen 

und Bürger. 

Um der aktuellen Lage zu begegnen und die Menschen im Land 

finanziell zu unterstützen, wurden allein in diesem Jahr drei Ent-

lastungspakete geschnürt. Maßnahmen, wie die Strom-, Gas-

preis- und Fernwärmepreisbremse, steuerliche Erleichterungen, 

das 9-Euro-Ticket und Einmalzahlungen für Arbeitnehmende, 

Studierende, Auszubildende, Familien, Rentnerinnen und Rent-

ner und Beziehende von ALG II helfen schnell und gezielt und 

sorgen dafür, dass wir gemeinsam gut durch den Winter kom-

men. 

Doch wir bleiben nicht bei akuter Krisenbekämpfung, sondern 

tun auch das, was nötig ist, damit Deutschland eine gute Zukunft 

hat. Mit der Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro und der 

Stärkung der Tarifbindung in der Pflege haben wir dafür gesorgt, 

dass sich Arbeit lohnt. Ein weiterer Meilenstein auf dem Weg zu 

einem solidarischen, respektvollen Miteinander wird die Einfüh-

rung des Bürgergeldes sein. Der Haushalt für das Jahr 2023, der 

in dieser Woche im Bundestag beschlossen wurde, hält noch 

einiges mehr bereit, vor allem für 

Familien, Kommunen und den 

Klimaschutz.  

Gemeinsam werden wir diese 

herausfordernde Zeit beste-

hen und ich bin zuversichtlich, 

dass wir als Gesellschaft ge-

stärkt daraus hervorgehen kön-

nen. 
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Vergangene Woche wurde das Bürgergeld endlich vom Bundes-

tag beschlossen. Doch dann blockierte die Union die Reform im 

Bundesrat und trat in der Öffentlichkeit mit widersprüchlichen 

Argumenten und teils gezielter Fehlinformation auf. CDU und 

CSU, die im Bundestag nicht einmal für 12 Euro Mindestlohn ge-

stimmt hatten, spielen mit ihren Profilierungsversuchen Erwerbs-

lose und Beschäftigte mit niedrigen Löhnen gegeneinander aus. 

Das ist unredlich und hat durch sachlich falsche Vergleiche Neid 

geschürt. Nun konnte jedoch im Vermittlungsausschuss eine Eini-

gung erzielt werden – das Bürgergeld kommt! Damit wird sich so 

einiges verändern: mehr Sicherheit und Schutz für die Beziehen-

den, ein starker Fokus auf Weiterbildung und Qualifizierung so-

wie Respekt für und Anerkennung von Leistung. 

Mehr Sicherheit 

Erwerbslose Erwachsene erhalten nun 502 Euro – etwa 50 Euro 

mehr als bisher. Mit der Einführung des Bürgergelds wird auch 

ein neuer Mechanismus zur Regelsatzanpassung eingeführt, der 

aktuelle Preisesteigerungen und die Inflationsentwicklung künftig 

besser abbilden kann. Damit wird verhindert, dass der Regelsatz 

erst mit großer zeitlicher Verzögerung an Preissteigerungen ange-

passt wird und die Leistungsbeziehenden in Existenznöte geraten.  

Mehr Leistungsgerechtigkeit 

Wer arbeitet und aufstockend Bürgergeld bezieht, kann vom 

Lohn künftig mehr behalten. Die Zuverdienstmöglichkeiten wer-

den ausgeweitet. Jugendliche, deren Eltern Bürgergeld beziehen, 

behalten endlich ihr Geld aus Ferien- oder Nebenjobs. Das gleiche 

gilt für Azubis und ihre Ausbildungsvergütungen. 

Respekt für Lebensleistung 

In den ersten zwölf Monaten muss man nicht in eine andere 

Wohnung umziehen, sondern kann sich auf die Arbeitssuche kon-

zentrieren. Zugleich muss das Ersparte in dieser Zeit nur einge-

setzt werden, wenn es über 40.000 Euro für die erste Person und 

15.000 Euro für jede weitere Person im Haushalt liegt. Altersvor-

sorgevermögen und selbst genutztes Wohneigentum sind ge-

schützt. Es macht also einen Unterschied, ob man gearbeitet und 

sich was erspart hat, oder nicht. 

Fokus auf Weiterbildung und Qualifizierung 

Mit der Einführung des Bürgergelds wird mehr Wert auf Ausbil-

dung und Qualifizierung gelegt. Menschen werden nun nicht 

mehr in unpassende Übergangsjobs ohne Weiterentwicklungs-

möglichkeiten gezwungen. Stattdessen stehen die Weiterbildung 

und Qualifizierung sowie das Erzielen von Berufsabschlüssen im 

Fokus der Förderung. So wollen wir den Menschen die Möglich-

keit geben, einen guten Job zu finden und dauerhaft auf dem 

Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Jeder, der sich anstrengt und einen 

Abschluss anstrebt, wird ein Weiterbildungsgeld von monatlich 

150 Euro erhalten. 

Mehr Augenhöhe 

Uns war es wichtig, für eine respektvolle und menschliche Kom-

munikation zwischen Jobcenter und den Menschen zu sorgen. 

Statt einer verrechtlichten Eingliederungsvereinbarung in Beam-

tendeutsch wird es einen partnerschaftlichen Kooperationsplan 

zwischen Jobcenter und Leistungsempfänger geben, der auf Au-

genhöhe vereinbart wird. Pflichtverletzungen werden geringer 

sanktioniert. Um einen Weg zurück in die Mitwirkung aufzuzei-

gen, wird ein verbindliches abgestuftes Vorgehen gewählt. Erfolgt 

keine Einigung, gibt es einen vierwöchigen Schlichtungsmechanis-

mus. Er entlastet die Jobcenter von unnötigen Klageverfahren. 

Die Rechte der arbeitslosen Menschen werden dadurch gestärkt. 

Die umfassende Reform der Grundsicherung war lange überfällig. 

Mit dem Instrument des Bürgergelds helfen wir den Menschen 

konkret, ihre Potenziale zu entwickeln und neue Chancen zu er-

greifen. Und noch etwas: Der Kompromiss, den wir mit dieser 

Reform gefunden haben, wird – das hoffe ich – auch dazu beitra-

gen, die gesellschaftliche Polarisierung zu überwinden, die in den 

letzten Jahren immer stärker zugenommen hat. Die allermeisten 

Beziehenden der Grundsicherung sind weder zu faul zum Arbei-

ten, noch werden sie vom Sozialstaat verwöhnt. Diese extremen 

Positionen sind weit von der Lebensrealität der Menschen 

entfernt und untergraben die Solidarität in unserer Gesellschaft. 

Das Bürgergeld wird hoffentlich dazu beitragen, mehr Vernunft 

und Respekt in die Diskussion zu bringen. Beides brauchen wir in 

diesen Zeiten mehr denn je.  

Das Bürgergeld kommt  

 



Wir haben mit dem Bundeshaushalt 2023 die schwierige Balance 

aus notwendigen Investitionen in die Zukunft, Maßnahmen für 

den gesellschaftlichen Zusammenhalt und haushaltspolitischer 

Vernunft geschafft. Der Bundesetat für 2023 sieht Ausgaben von 

476,3 Milliarden Euro vor – deutlich mehr als ursprünglich veran-

schlagt. 

Der Bundeshaushalt trägt eine klare parlamentarische und sozial-

demokratische Handschrift. Viel Geld fließt angesichts der hohen 

Energiepreise im kommenden Jahr in Entlastungen für Bürger 

und Wirtschaft. Das Bürgergeld, die dauerhafte Erhöhung des 

Kindergeldes, die Hilfe bei den Heizkosten, all das findet sich im 

Haushalt wieder. 

2023 gehen wir auch wichtige Zukunftsinvestitionen an, die Kli-

maschutz und Digitalisierung vorantreiben. Wir investieren wei-

ter in den Schienenverkehr, in flächendeckenden Breitbandaus-

bau und Klimaschutz. Sowohl mit dem Klima- und Transforma-

tionsfonds als auch mit dem Etat des Bundesumweltministeri-

ums unterstützen wir die Anpassung an die Folgen der Klimakri-

se. Sehr wichtig für unser Land und unsere Region sind die Inves-

titionen in den Mittelstand. Für die Berufliche Bildung und Fort-

bildung im Handwerksbereich stellt der Bund im nächsten Jahr 

38 Millionen Euro zur Verfügung, für Fachkräftesicherung stehen 

27,5 Millionen Euro bereit. 

Das Thema Wohnen betrifft uns alle unmittelbar. Das neue 

„Wohngeld Plus“ erhalten nun etwa zwei Millionen Menschen, 

bisher waren es nur 600.00 Bürgerinnen und Bürger. Sozialer 

Wohnungsbau, genossenschaftliches Wohnen, Neubau sowie 

altersgerechter Umbau von Wohnungen werden im Jahr 2023 

weiter vorangetrieben. Wir unterstützen Kommunen aktiv bei 

ihren Investitionsvorhaben, zum Beispiel für die Sanierung von 

Schwimmbädern, Sporthallen und Jugendclubs, sowie bei der 

Anpassung an den Klimawandel und beim Klimaschutz.  

Unsere Haushaltspolitik ist progressiv, nachhaltig und vernünftig. 

Das ist gerade jetzt wichtig, um Vertrauen zu schaffen und Stabi-

lität zu geben. Gleichzeitig können wir mit einer Krisenvorsorge 

im Jahr 2023 flexibel auf Unvorhergesehenes reagieren. 

Zusammenhalt in der Zeitenwende  



 

Unterwegs im Landkreis 

GUTE AUSSICHTEN 

 GUTES BUCH 

Zum bundesdeutschen Vorlesetag war ich im 

Städtischen Kindergarten West in Göppingen zu 

Besuch und habe die Kinder mit dem Bilderbuch 

„Zehn Blätter fliegen davon“ von Anne Möller 

überrascht. 

 

GUTE ARBEIT 
In Göppingen vor fast 50 Jahren gegründet – jetzt 

an 50 Standorten in der Welt mit hohem ökologi-

schen Anspruch tätig: Das Familienunternehmen 

Zinkpower Gruppe ist Spezialist für Feuerverzin-

kung als Langzeitkorrosionsschutz für Stahl—

auch in Krisenzeiten. Spannender Unternehmens-

besuch im Werk Schlierbach gemeinsam mit mei-

nem Fraktionskollegen Nils Schmid.  

Mithilfe der digitalen Datenbrille von Team-

Viewer lassen sich viele der täglichen Arbeits-

schritte im Pflegebereich, wie Dokumentation  

oder Beratungen mit dem Fachpersonal, vereinfa-

chen. Davon konnte ich mich bei meinem Besuch 

im Team-Viewer Headquarter in Göppingen über-

zeugen. 

 



Montag, 28. November bis Freitag, 2. De-

zember 

Sitzungswoche in Berlin 

Samstag, 3. Dezember, 14 Uhr 

75. Gründungsjubiläum Sozialverband VdK, 

Rechberghausen 

Samstag, 3. Dezember 

Jubiläum 70 Jahre THW Göppingen, Werft-

halle 

Sonntag, 4. Dezember 

Auftaktkonzert der 49. NWZ-Aktion „Gute 

Taten“, Stadthalle Göppingen 

Montag, 5. Dezember, 10:30 Uhr 

Besuch Johanniter-Unfall-Hilfe e.V.—

Ambulante Pflege, Göppingen 

Dienstag, 6. Dezember, 9:30 Uhr 

Gespräch mit den Ersatzkassen und dem 

Verband der Ersatzkassen (vdek), Stuttgart 

Dienstag, 6. Dezember, 13 Uhr 

Gespräch mit der Kreishandwerkerschaft 

Göppingen und IKK classic, Göppingen 

Dienstag, 6. Dezember, 15 Uhr 

Unternehmensbesuch WMF, Geislingen 

Mittwoch, 7. Dezember, 10:30 Uhr 

Besuch der Integrationsscouts Gärtnerhof 

Jeutter, Göppingen 

Mittwoch, 7. Dezember, 16 Uhr 

Besuch Sanitätshaus Weinmann GmbH, 

Göppingen 

Mittwoch, 7. Dezember, 19 Uhr 

Stammtisch des SPD-Ortsvereins Göppin-

gen 

Donnerstag, 8. Dezember, 10 Uhr 

Treffen des Therapeutenstammtischs, 

Ebersbach an der Fils 

Donnerstag, 8. Dezember, 11:45 Uhr 

Beratung und Ambulante Dienste für  

Menschen mit Behinderung (BAD), Wohn-

gemeinschaft Wäschenbeuren 

Donnerstag, 8. Dezember, 18:30 Uhr 

Fraktion vor Ort: ENERGIEKRISE. Wie ka-

men wir rein und wie kommen wir da wie-

der raus? Gemeinsam mit Robin Mesa-

rosch, MdB, Bürgersaal, Kirchstr. 1, 73066 

Uhingen 

Montag, 12. Dezember bis Freitag, 16. De-

zember 

Sitzungswoche in Berlin 

Montag, 19. Dezember, 15.30 Uhr 

Pflegegipfel des Landkreises Göppingen, 

Landtag Stuttgart 

Dienstag, 20. Dezember, 16 Uhr 

Bürgersprechstunde 
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Bürgerbüro 

heike.baehrens@bundestag.de 
Stand: 28. November 2022, 10 Uhr 

Kulturelles Highlight am Anfang des Monats war das Ständchen, das mir die Alphornbläser aus den Landkreis Göppingen vor 

der Landesvertretung Baden-Württemberg in Berlin gebracht haben. Das Bläserquartett war Teil der Besuchergruppe aus dem 

Landkreis, die drei Tage lang das politische Berlin erkundet hat.   

Termine 
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